
1. Für Alt- und Übergangsfälle sind weiterhin alle Zuständigkeits- und Verfahrensnormen der Dublin II-VO 
anwendbar.

2.  Die Dublin-Verordnungen gelten jedenfalls  bei  (Wieder-)Aufnahmezustimmung eines anderen Dublin-
Staats auch (analog) für anerkannte Flüchtlinge.

3. Solange ein Dublin-Staat der (Wieder-)Aufnahme des Asylbewerbers ausdrücklich oder stillschweigend 
zustimmt, steht grundsätzlich im Rechtssinne des § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylVfG fest, dass die Abschiebung 
durchgeführt werden kann.

4. Unionsrechtlich können gegen eine Überstellung ausschließlich systemische Mängel bzw. Schwachstellen 
eingewendet werden, die i.V.m. Art.  4 GRCh einzelfallbezogen und nicht  nur bei  "griechischen Verhält -
nissen" (EGMR <M.S.S.>)  feststellbar  sind.  Auf  eine Verletzung von nicht  grundrechtlich aufgeladenen 
Dublin-Verfahrensvorschriften, insbesondere Fristbestimmungen, kann sich hingegen nicht berufen werden. 
Auch ein "Durchentscheiden" kommt in aller Regel nicht in Betracht, allenfalls bei überlanger Verfahrens-
dauer i.S.v. Art. 47 GRCh.

5.  Nationalrechtlich  können  gegen  eine  Rücküberstellung  inlandsbezogene  Vollstre-ckungshindernisse 
einwendet werden.

6. Hinsichtlich Italiens sind derzeit im Falle eines jungen und gesunden Mannes keine systemischen Mängel 
im Asylverfahren festzustellen.

(Amtliche Leitsätze)

A 12 K 383/14

Verwaltungsgericht Stuttgart

Urteil vom 28.2.2014

T e n o r

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens.

T a t b e s t a n d

Der am … 1988 geborene Kläger ist gambischer Staatsangehöriger. Er reiste am 20.05.2013 - u.a. von Italien 

kommend - in das Bundesgebiet ein und beantragte am 11.06.2013 seine Anerkennung als Asylberechtigter.  

Dabei teilte er mit, dass er bereits in Italien erfolglos ein Asylverfahren betrieben habe, weshalb er nunmehr  

nach Deutschland weitergereist sei („I was already in Italy, after my asyl application, my case was rejected  

by the Italian government, that’s wyh I came in Germany to try my chance“).

Nach entsprechendem EURODAC-Treffer (registrierter Asylantrag in Italien am 27.08.2011) ersuchte das 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge am 14.11.2013 bei der italienischen Dublin-Koordinierungsstelle  

um die Wiederaufnahme des Klägers. Die Anfrage wurde am 16.12.2013 wiederholt. Nachdem die italieni-

sche  Dublin-Koordinierungsstelle  keine  Antwort  erteilte,  lehnte  das  Bundesamt  mit  Bescheid  vom 

15.01.2014 den Asylantrag als unzulässig ab und ordnete die Abschiebung nach Italien an. Der Bescheid  

wurde dem Kläger am 18.01.2014 zugestellt.
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Am  28.01.2014  hat  er  diesbezüglich  beim  Verwaltungsgericht  Stuttgart  Klage  erhoben  und  sich  zur 

Begründung im Wesentlichen auf systemische Mängel im italienischen Asylverfahren berufen.

Der Kläger beantragt sachdienlich,

den Bescheid des  Bundesamts  für  Migration und Flüchtlinge vom 15.01.2014 aufzuheben und die 
Beklagte zu verpflichten, ein Asylverfahren durchzuführen sowie ihn als Asylberechtigten anzuerken-
nen und ihm die Flüchtlingseigenschaft nach § 3 AsylVfG zuzuerkennen;

hilfsweise:  die  Beklagte  zu  verpflichten,  ihm  den  (subsidiären)  Schutzstatus  nach  §  4  AsylVfG 
zuzuerkennen;

höchst  hilfsweise:  die  Beklagte  zu  verpflichten,  festzustellen,  dass  ein  (komplementäres)  Abschie-
bungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 Satz 1 AufenthG vorliegt.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie bezieht sich auf die Gründe des angefochtenen Bescheids.

Die Beteiligten haben ihr Einverständnis zu einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung durch den  

Berichterstatter erklärt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten sowie die dem Gericht vorliegenden Akten der  

Beklagten verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Soweit sich der Klageantrag auf ein Verpflichtungsbegehren bezieht, ist die Klage schon unzulässig. Denn 

der Kläger hat keine überlange Verfahrensdauer im Sinne des Art. 47 GRCh gerügt, die auch nicht ersichtlich 

ist, weswegen ihm von vorneherein kein Anspruch auf „Durchentscheiden“ zustehen kann (hierzu III.), es 

also insoweit an der Klagebefugnis gemäß § 42 Abs. 2 VwGO fehlt. Bezüglich des Anfechtungsbegehrens 

hingegen ist die Klage zulässig, weil sich der Kläger auf ihn betreffende systemische Mängel im italieni -

schen  Asylverfahren  beruft,  sodass  insoweit  die  Verletzung  eigener  Rechte  aus  Art.  4  GRCh  möglich 

erscheint.

Selbst  wenn  aber  nicht  nur  das  Anfechtungs-,  sondern  auch  das  Verpflichtungsbegehren  als  zulässig  

angesehen würde, ist die Klage in jedem Fall insgesamt unbegründet. Denn der angefochtene Bescheid ist  

rechtmäßig  und  verletzt  den  Kläger  nicht  in  seinen  Rechten.  Der  Kläger  hat  keinen  Anspruch  auf  

Durchführung seines Asylverfahrens im Bundesgebiet sowie auf die geltend gemachten Rechtspositionen (§ 

113 Abs.  1  und Abs.  5  VwGO).  Ob im konkreten Fall  das  italienische Asylverfahren tatsächlich durch 

ablehnenden Bescheid bestandskräftig negativ abgeschlossen wurde, ist nicht hinreichend ersichtlich (nur:  
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„my  case  was  rejected  by  the  Italian  government“).  Es  kann  im Ergebnis  aber  offen  bleiben,  ob  ein 

Zweitantrag im Sinne von § 71a AsylVfG vorliegt oder der Asylantrag gemäß § 27a AsylVfG unzulässig ist.  

In beiden Fällen ist Italien für die Fortführung des Asylverfahrens zuständig im Rahmen des Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystems (- GEAS -; hierzu: Renner/Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 10. Aufl., Vorb-

AsylVfG Rn. 20 ff., sowie Hoppe, Eilrechtsschutz gegen Dublin II-Überstellungen, 2013, S. 34 ff., m.w.N.).  

Die angefochtene Abschiebungsanordnung nach § 34a Abs. 1 AsylVfG in der Fassung von Art. 1 Nr. 27 des 

Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU (- Qualifikationsrichtlinie n.F. / QRL -) vom 28.08.2013 

(BGBl I Nr. 54 v. 05.09.2013, 3474) ist gerichtlich nicht zu beanstanden.

I.

Gemäß  Art.  49  (Abs.  2)  der  Dublin  III-Verordnung  604/2013/EU (-  Dublin  III-VO -)  ist  für  vor  dem 

19.07.2013 in Deutschland gestellte (Alt-)Anträge auf internationalen Schutz (i.S. von Art. 2 lit. h QRL:  

Zuerkennung  der  Flüchtlingseigenschaft  bzw.  subsidiären  Schutzes)  weiterhin  die  Dublin  II-Verordnung 

343/2003/EG (- Dublin II-VO -) anwendbar. Für (Neu-)Anträge ab 01.01.2014 gilt hingegen ausschließlich 

die Dublin III-VO. Für Anträge im Übergangszeitraum 19.07.2013 bis 31.12.2013 gilt grundsätzlich bereits  

die Dublin III-VO, nicht jedoch hinsichtlich der Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats, die weiterhin 

nach den Kriterien der Dublin II-VO erfolgt. Sämtliche Regelungen, die die Zuständigkeit eines bestimmten 

Mitgliedstaats für den Antrag normieren, sind für diese Übergangsfälle - nach Sinn und Zweck des Art. 49 

(Abs.  2)  Dublin  III-VO (Verwaltungsvereinfachung  auch  bezüglich  der  verwendeten  Formulare  etc.  im 

Übergangszeitraum ab Inkrafttreten der erst am 29.06.2013 veröffentlichten Dublin III-VO) - weiterhin der  

Dublin  II-VO zu entnehmen.  In  deren  Kapitel  III  ist  die  „Rangfolge“ der  Kriterien  geregelt;  zu  dieser  

Rangfolge gehören untrennbar  die  sonstigen Dublin II-Regelungen (insbesondere  Kapitel  V,  in  dem die 

Dublin II-VO etwa bei Fristablauf ebenfalls Zuständigkeitskriterien normiert). Dass Kapitel III der Dublin  

III-VO nunmehr  die  „Kriterien  zur  Bestimmung des  zuständigen Mitgliedstaats“  begrifflich  enger  fasst,  

spielt keine Rolle. Denn Art. 49 (Abs. 2) Dublin III-VO verweist ausdrücklich und pauschal auf die Kriterien 

der (eigentlich gemäß Art. 48 Dublin III-VO aufgehobenen) Dublin II-VO.

Die Dublin II-VO ist im Übrigen (derzeit) weiterhin anwendbar bezüglich der Länder Norwegen, Island, 

Schweiz, Liechtenstein und Dänemark, die sich (bislang) nicht am Dublin III-System beteiligen.

Die Dublin-Verordnungen dürften im Übrigen nicht  nur bei  bloßer Feststellung von subsidiärem Schutz,  

sondern selbst bei Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft in einem anderen Dublin-Staat - jedenfalls analog 

- anwendbar sein (a.A. Funke-Kaiser, GK-AsylVfG, 11/2013, § 27a Rn. 34). Denn in diesen Fällen behält 

der andere Dublin-Staat nach Sinn und Zweck der Verordnungen grundsätzlich weiterhin die Flüchtlings-

verantwortung, wie dies auch Art. 4 des Europäischen Übereinkommens über den Übergang der Verantwor-

tung für Flüchtlinge vom 16.10.1980 (BGBl 1994 II 2645) dokumentiert (vgl. Renner/Bergmann/Dienelt,  

Ausländerrecht, 10. Aufl., § 2 AsylVfG Rn. 6). Verstärkt wird dieser Ansatz durch die Regelung des Art. 24  

Abs. 1 QRL, wonach anerkannte Flüchtlinge Anspruch auf Ausstellung eines Aufenthaltstitels haben. Analog 
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Art. 9 (i.V.m. Art. 2 lit. j) Dublin II-VO bzw. Art. 12 (i.V.m. Art. 2 lit. l) Dublin III-VO muss der Aussteller-

Mitgliedstaat im Dublin-System für die Prüfung des erneuten Antrags auf internationalen Schutz (dem das  

Rechtsschutzbedürfnis  fehlen  dürfte)  auch  in  der  Zwischenzeit  nach  Flüchtlingsanerkennung  und  Titel -

ausstellung zuständig sein. Alles andere wäre mit dem öffentlichen Beschleunigungsinteresse im Sinne einer  

zeitnahen Feststellung des zuständigen Dublin-Staates unvereinbar. Denn es kann nicht richtig sein, dass das  

Bundesamt  oder  die  Asylgerichte  -  gegebenenfalls  unter  Beiziehung,  Übersetzung  und  Auswertung  der 

ausländischen Verwaltungsakten sowie nach Studium des jeweiligen nationalen Asylverwaltungsverfahrens-

rechtes - zur Aufklärung verpflichtet wären, ob der Antragsteller nun tatsächlich eigentlich bereits bestands-

kräftig anerkannt oder (teil-)abgelehnt wurde bzw. ob ihm die Flüchtlingseigenschaft oder subsidiärer oder  

komplementärer Schutz zuerkannt worden ist. Jedenfalls dann, wenn der ersuchte Dublin-Staat im Dublin-

Verfahren der (Wieder-)Aufnahme des Antragstellers zugestimmt hat, was er völker- bzw. unionsrechtlich  

auch ohne entsprechende Rechtspflicht darf, steht grundsätzlich im Sinne des § 34a Abs. 1 AsylVfG fest,  

dass die Abschiebung in diesen Staat durchgeführt werden kann. Der Einwand des Antragstellers, er sei dort  

aber schon anerkannt worden, kann den „effet utile“ der Dublin-Verordnungen nicht außer Kraft setzen.

Im Falle des Klägers, der seinen (Alt-)Asylantrag in Deutschland am 11.06.2013 gestellt hat und bei dem 

unklar ist, ob sein italienisches Asylverfahren bestandskräftig beendet wurde, ist nach diesen Grundsätzen 

(weiterhin) die Dublin II-VO anwendbar. Da er vor Einreise in das Bundesgebiet nach dem EURODAC-

Treffer sowie seinen eigenen Angaben in Italien bereits ein Asylverfahren durchlaufen hatte, bleibt Italien 

nach Art. 13 i.V.m. Art. 16 Abs. 1 lit. e Dublin II-VO für ihn zuständig und muss ihn nach Maßgabe des Art. 

20  Dublin  II-VO  wieder  aufnehmen.  Demgemäß  hat  Italien  die  Möglichkeit,  der  Wiederaufnahme 

ausdrücklich zuzustimmen oder die Wiederaufnahme durch Stillschweigen zu akzeptieren. Nach Art. 20 Abs. 

1 lit. c Dublin II-VO wird davon ausgegangen, dass Italien die Wiederaufnahme akzeptiert, wenn es nach 

einem EURODAC-Treffer nicht innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab dem deutschen Ersuchen eine 

Antwort erteilt. Im Falle des Klägers hat das Bundesamt (erstmals) am 14.11.2013 die italienische Dublin-

Koordinierungsstelle um die Wiederaufnahme des Klägers ersucht. Gemäß Art. 25 Abs. 1 Dublin II-VO steht  

mithin  seit  29.11.2013 fest,  dass  Italien  der  Wiederaufnahme  des  Klägers  zugestimmt  hat.  Damit  steht  

zugleich auch bei der gebotenen unionsrechtskonformen Auslegung im Rechtssinne des § 34a Abs. 1 Satz 1 

AsylVfG seit 29.11.2013 insoweit fest, dass die Abschiebung des Klägers nach Italien durchgeführt werden 

kann.

II.

Hiergegen kann der  Kläger  -  unionsrechtlich  -  ausschließlich  einwenden,  im Zielstaat  der  Abschiebung 

bestünden systemische Mängel des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen für Asylbewerber, die  

ernsthafte und durch Tatsachen bestätigte Gründe für die Annahme darstellten, dass er tatsächlich Gefahr  

läuft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne von Art. 4 der Charta der Grundrechte 

der EU ausgesetzt zu werden. Dies hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) der Sache nach in seinem Urteil  

vom 10.12.2013 (Rs. C-394/12 <Abdullahi>) entschieden und damit das Urteil <M.S.S.> des Europäischen 
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Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) sowie seine eigene Rechtsprechung in den Urteilen <N.S.> und  

<Puid> fortgeschrieben.

1. Im Urteil <M.S.S.> der Großen Kammer vom 21.01.2011 (Beschw.-Nr. 30696/09) entschied der EGMR, 

dass eine Dublin-Überstellung von Belgien nach Griechenland aufgrund der dort herrschenden Haft- und 

Lebensbedingungen für Asylbewerber insbesondere gegen Art. 3 EMRK verstoßen hat.

2. Der EuGH übertrug dies entsprechend Art. 52 Abs. 3 Satz 1 GRCh im Urteil <N.S.> vom 21.12.2011 (Rs.  

C-411/10  und  493/10)  unter  Anwendung  von  Art.  4  GRCh (=  Art.  3  EMRK)  in  das  Unionsrecht  und 

entwickelte hierbei den Begriff der „systemischen Mängel“ bzw. „Schwachstellen“ (vgl. heute: Art. 3 Abs. 2 

UA 2 Dublin III-VO). Herrschen in einem Dublin-Staat solche systemischen Mängel im Asylsystem, was 

Asylbehörde und gegebenenfalls Asylgericht selbst prüfen müssen und wobei die Darlegungsanforderungen 

an den Antragsteller nicht überspannt werden dürfen (vgl. UK Supreme Court, Urteil vom 19.02.2014 - EM 

(Eritrea)  v  SSHD  2014]  UKSC  12  -  http://supremecourt.uk/decided-cases/docs/UKSC_2012_0272_ 

Judgment.pdf), darf der Asylbewerber dorthin nicht rücküberstellt werden (Rn. 112 f.). Eine unwiderlegbare 

Vermutung, dass in keinem Dublin-Staat systemische Mängel existieren, widerspricht - trotz des „Prinzips 

des gegenseitigen Vertrauens“ und dem politischen Ziel, „forum shopping“ zu vermeiden - Unionsrecht (Rn. 

79,  104).  Abstrakt  definiert  setzt  die  Annahme  eines  systemischen  Mangels  allerdings  keine  „flächen-

deckende Fehlfunktion im Asylsystem“ im Sinne von „griechischen Verhältnissen“ voraus,  sondern eine 

Schwachstelle, Fehlstruktur oder strukturelle Lücke, die im Sinne einer ceteris paribus notwendigen, aber  

nicht  notwendig hinreichenden Bedingung für  Fälle,  die  diese  Asylsystemstelle  durchlaufen,  zu Rechts-

verletzungen führt - dies in Abgrenzung und Gegenüberstellung zu Rechtsverletzungen, die (nur) aufgrund 

einer Verkettung unglücklicher Umstände entstehen (überzeugend: Lübbe, „Systemische Mängel“ in Dublin-

Verfahren, ZAR 3/2014, i.E.). Solche Rechtsverletzungen müssen jedoch hinreichend gravierend sein, denn 

nicht jede Verletzung eines Grundrechts durch den Dublin-Zielstaat führt zur Unbeachtlichkeit der Dublin-

Zuständigkeitsbestimmungen (Rn. 82).

Vorliegen muss vielmehr eine Verletzung von Art. 4 GRCh, die in Betracht kommen kann etwa hinsichtlich  

willkürlicher Haft oder katastrophaler  Lebensbedingungen für Asylbewerber (<M.S.S.>) oder wenn etwa 

aufgrund erheblicher  Erkrankung  und  Nichtbehandelbarkeit  im Dublin-Zielstaat  dort  der  in  Art.  15  der 

Aufnahme-RL 2003/9/EG garantierte  medizinische  Mindeststandard  („Notversorgung  und  die  unbedingt 

erforderliche  Behandlung  von  Krankheiten“)  gefährlich  unterschritten  wäre  (im  Ergebnis  ebenso:  UK 

Supreme Court,  a.a.O. Rn.  58 ff).  Ausschließlich in solchen Fällen darf  das Dublin-System außer Kraft  

gesetzt  werden,  auch um einen Wertungswiderspruch hinsichtlich der Art.  3 EMRK-Rechtsprechung des 

EGMR zu vermeiden (vgl. Urteil vom 27.05.2008 <N. gegen UK>, Beschwerde Nr. 26565/05, NVwZ 2008, 

1334). Denn wegen der Unteilbarkeit der Menschenwürde, die hinter Art. 4 GRCh = Art. 3 EMRK steht,  

kann es schlechterdings nicht richtig sein, dass die Abschiebung in den Heimatstaat - hier Gambia - hiernach  

zulässig wäre, obwohl dort etwa keinerlei Unterbringung gesichert ist, die Abschiebung in den Dublin-Staat -  
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hier Italien - hingegen nach dem Maßstab desselben Menschenrechtes etwa bei gesicherter, aber schlechter  

Unterbringung unzulässig sein soll. Dies wäre auch mit der effet utile-Rechtsprechung des EuGH unverein-

bar, der im Urteil „N.S.“ bekräftigt, dass hinsichtlich des effektiven Funktionierens des Dublin-Systems „der  

Daseinsgrund der Union und die Verwirklichung des Raums der Freiheit,  der Sicherheit und des Rechts,  

konkret des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, das auf gegenseitigem Vertrauen und einer Vermutung 

der Beachtung des Unionsrechts, genauer der Grundrechte, durch die anderen Mitgliedstaaten gründet“, auf  

dem Spiel stehen (Rn. 83).

3. In Fortschreibung dieser Entscheidung entschied der EuGH sodann im Urteil <Puid> am 14.11.2013 (Rs. 

C-4/11),  dass bei  Vorliegen systemischer Mängel,  die beim konkreten Asylbewerber zu einer unmensch-

lichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne von Art. 4 GRCh führen, der eigentlich nicht zuständige 

Dublin-Staat zunächst weiter prüfen darf, ob anhand der Dublin-Regelungen ein anderer Dublin-Staat für  

eine Überstellung in Frage kommt (Rn. 33). Dabei hat der eigentlich nicht zuständige Dublin-Staat darauf zu 

achten, dass kein unangemessen langes Verfahren entsteht. Erforderlichenfalls sollte er den Asylantrag unter  

Inanspruchnahme des mitgliedstaatlichen Selbsteintrittsrechts (vgl. Art. 3 Abs. 2 Dublin II-VO; Art. 17 Abs.  

1  Dublin III-VO)  selbst  prüfen (Rn.  35).  Der  EuGH stellte  allerdings ausdrücklich klar,  dass  der  Asyl -

bewerber  hierauf  keinen  Rechtsanspruch  besitzt  (Rn.  26,  37).  Damit  hat  er  zugleich  der  Sache  nach  

klargestellt, dass ein Asylbewerber nur Anspruch darauf hat, dass sein Antrag auf internationalen Schutz auf  

dem Gebiet des „unvollendeten Bundesstaates EU“ geprüft wird, nicht aber darauf, dass er gerade in einem 

bestimmten Dublin-Staat eigener Wahl geprüft wird (kein „forum shopping“), genauso wenig, wie etwa ein 

Anspruch besteht, dass dies in Baden-Württemberg und nicht beispielsweise in Mecklenburg-Vorpommern 

geschieht.  Indem der EuGH dem Selbsteintrittsrecht  des Art.  3 Abs. 2 Dublin II-VO die drittschützende  

Wirkung absprach, hat er zugleich angelegt, dass auch den anderen Dublin-Verfahrensvorschriften, insbeson-

dere den Fristenregelungen, grundsätzlich keine drittschützende Wirkung zukommt.

4. Dies wurde nunmehr im Urteil <Abdullahi> vom 10.12.2013 (Rs. C-394/12) klargestellt,  in dem aus -

drücklich nach dem Drittschutz von Dublin-Zuständigkeitsverfahrensvorschriften gefragt worden war. Der 

EuGH antwortete wiederum verneinend und in aller Klarheit,  dass in dem Moment, in dem ein Dublin-

Zielstaat der (Wieder-)Aufnahme des Asylbewerbers zugestimmt hat, dieser hiergegen ausschließlich dortige  

systemische Mängel einwenden kann, die in seinem konkreten Einzelfall  zu einer Verletzung von Art.  4  

GRCh führen würden (Rn. 60). Denn die Dublin-Zuständigkeitsregelungen seien im Sinne von „organisato-

rischen Vorschriften“ der Mitgliedstaaten (Rn. 56) und nach dem „Prinzip des gegenseitigen Vertrauens“  

normiert worden, um - auch wegen des öffentlichen Beschleunigungsinteresses hinsichtlich einer zeitnahen  

Feststellung des zuständigen Dublin-Staates - einem „forum shopping“ entgegenzuwirken (Rn. 53).

6



III.

Damit steht nunmehr im Sinne eines „acte clair“ (genauer: „acte éclairé“) fest, dass sämtliche nicht grund-

rechtlich (wie Art. 6-8 Dublin II-VO bzw. Art. 8-11 Dublin III-VO) aufgeladenen Dublin-Zuständigkeits-

regelungen vom Asylbewerber gerichtlich grundsätzlich nicht durchgesetzt werden können. Denn der EuGH 

hat  in allen drei  Leitentscheidungen zum Dublin-System der  Sache nach pauschal  insbesondere  mit  der  

Funktionsfähigkeit  des  Gemeinsamen Europäischen Asylsystems argumentiert  („Daseinsgrund der  Union 

und  die  Verwirklichung  des  Raums  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts“,  „öffentliches  

Beschleunigungsinteresse“),  sodass  eindeutig  ist,  dass  sich  dies  nicht  nur  auf  die  jeweilig  spezifischen 

Normen  der  Dublin  II-VO  bezieht.  Auch  im  Rahmen  der  nach  Art.  288  Abs.  2  AEUV  unmittelbar  

verbindlichen Dublin  III-VO kann deshalb  nichts  anderes  gelten.  Ein  Drittschutz  für  Dublin-Zuständig-

keitsregelungen könnte allenfalls noch bei überlanger Verfahrensdauer gemäß dem über Art. 51 Abs. 1 Satz 1 

Alt. 2 GRCh hier direkt anwendbaren Art. 47 Satz 2 GRCh (vgl. Renner/Bergmann/Dienelt, AuslR, 10. Aufl.,  

Vorb-GRCh Rn. 1) anerkannt werden, um einen dauerhaft untätigen Mitgliedstaat zum Handeln zu zwingen,  

damit keine „refugee in orbit“-Situation entsteht. Nur in einer solchen Ausnahmekonstellation, die aufgrund 

der  hintereinander  geschalteten  verschiedenen  Wochen-  und  Monatsfristen  der  Dublin-Verordnungen 

sicherlich ein Untätigbleiben von weit über einem Jahr voraussetzt, könnte sich das private Beschleunigungs-

interesse des  Asylbewerbers  an der inhaltlichen Bearbeitung seines Antrags gegenüber  dem öffentlichen  

Beschleunigungsinteresse bezüglich der zeitnahen Klärung des für die Antragsbearbeitung nach den Dublin-

Verordnungen zuständigen Staates durchsetzen.

Ist diese Ausnahmekonstellation aber, wie im vorliegenden Fall, nicht gegeben, kann eine Klage allein mit 

dem Argument, etwa die Drei- bzw. Zwei-Monatsfrist des Art. 17 Abs. 1 Dublin II-VO oder Art. 21 Abs. 1  

bzw. 23 Abs. 2 Dublin III-VO sei verletzt worden, keinen Erfolg haben. Gleiches muss gelten, wenn die  

Sechs-Monatsfrist  des Art.  19 Abs.  4 bzw. 20 Abs.  2 Dublin II-VO oder Art.  29 Abs.  1 Dublin III-VO  

abgelaufen ist (insoweit von <Abdullahi> überholt: VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 06.08.2013 - 12 S 

675/13 - juris Rn. 13). Auch in diesem Fall kann eine Anfechtungsklage des Asylbewerbers unionsrechtlich 

allein  dann  Erfolg  haben,  wenn  im  Dublin-Zielstaat  systemische  Mängel  vorliegen,  die  im  konkreten  

Einzelfall zu einer Verletzung von Art. 4 GRCh führen würden. Dann müsste der angefochtene Bescheid des 

Bundesamts aufgehoben werden, damit dem Bundesamt die im Urteil <Puid> (Rn. 33) beschriebene (und 

nun in Art.  3 Abs. 2 UA 2 Dublin III-VO normierte) Möglichkeit eingeräumt wird, auf den dann weiter  

anhängigen  Asylantrag  einen  anderen  Dublin-Zielstaat  für  die  Rücküberstellung  zu  finden  bzw.  vom 

Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen.

Ein „Durchentscheiden“ zum (vom Bundesamt,  anders  als  bei  Folgeanträgen,  nicht  einmal  angeprüften)  

Asyl-  und  Flüchtlingsrecht  bzw.  subsidiären  oder  komplementären  Schutz  im  Sinne  der  Folgeantrags-

rechtsprechung (vgl. BVerwG, Beschluss vom 08.12.2000 - 9 B 426.00 - juris) scheidet hingegen aus, weil  

ansonsten  entgegen  dem  Urteil  <Puid>  unionsrechtswidrig  dem  Asylbewerber  doch  ein  gerichtlich  

durchsetzbares Recht auf Selbsteintritt eingeräumt (insoweit von <Puid> überholt: VGH Bad.-Württ., Urteil  
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vom 19.06.2012 - A 2 S 1355/11 - juris Rn. 27/30) und dem Bundesamt die Möglichkeit, einen anderen (auch 

„freiwillig“)  aufnehmenden  Dublin-Staat  zu  finden,  abgeschnitten  würde.  Zudem  würde  hierdurch  das 

Gericht unter Verstoß gegen den Gewaltenteilungsgrundsatz zur „Erstbehörde“ gemacht. Solange also die 

Zustimmung eines Dublin-Zielstaates (faktisch fort-)besteht, den Asylbewerber wieder aufzunehmen (und 

diese  Zustimmung  nicht  etwa  befristet  war  oder  wegen  Fristablaufs  vom  Dublin-Zielstaat  inzwischen 

widerrufen worden ist) sowie in diesem Zielstaat keine systemischen Mängel mit der Folge der Art. 4 GRCh-

Verletzung bestehen, solange kann die Klage - unionsrechtlich - keinen Erfolg haben. Diese Zustimmung 

kann vom Zielstaat nach dem Dublin-System verwaltungstechnisch ausdrücklich oder stillschweigend im 

Sinne einer Fiktion erteilt worden sein (vgl. Art. 20 Abs. 1 Dublin II-VO bzw. Art. 22 Abs. 7 Dublin III-VO).

Im Falle des Klägers ist es hier deshalb ohne entscheidungserhebliche Relevanz, dass das Bundesamt die 

Drei-Monatsfrist des Art. 17 Abs. 1 Dublin II-VO verletzt hat (Asylantrag am 11.06.2013; Überstellungs-

ersuchen erst am 14.11.2013). Denn Italien hat seiner Rücküberstellung (mittels Fiktion) gemäß Art. 20 Abs.  

1 lit. c Dublin II-VO seit 29.11.2013 (stillschweigend) zugestimmt.

IV.

Die Klage des Asylbewerbers könnte in dieser Konstellation allenfalls dann - nach nationalem Recht - Erfolg  

haben, wenn die Rücküberstellung aufgrund inlandsbezogener Vollstreckungshindernisse unmöglich ist, etwa 

weil aufgrund einer schwerwiegenden Erkrankung keine Transportfähigkeit, d.h. Reisefähigkeit im engeren 

Sinne (vgl. VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 06.02.2008 - 11 S 2439/07 - juris Rn. 8), besteht. Denn dann 

steht im Sinne von § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylVfG nicht fest, dass die Abschiebung durchgeführt werden kann, 

d.h. die Abschiebungsanordnung ist rechtswidrig. Das Bundesamt hat im Falle der Abschiebungsanordnung 

also nicht nur - unionsrechtlich - (Dublin-)zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote im Sinne von systemi-

schen Mängeln i.V.m. Art. 4 GRCh zu prüfen, sondern (ausnahmsweise) auch - nationalrechtlich - inlands -

bezogene  Vollstreckungshindernisse  (ausführlich:  Funke-Kaiser,  GK-AsylVfG,  11/2013,  §  34a  Rn.  22). 

Diese Grundregel ist trotz der prozessualen Neuerungen des Art. 27 Abs. 3 lit. c Dublin III-VO bzw. § 34a 

Abs.  2  AsylVfG  auch  unter  dem  Rechtsregime  der  Dublin  III-VO  beizubehalten,  um  das  öffentliche 

Beschleunigungsinteresse hinsichtlich der zeitnahen Feststellung des zuständigen Dublin-Staates nicht durch 

gegebenenfalls unkoordinierte Eilverfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO bezüglich der Abschiebungsanordnung 

gegenüber  dem  Bundesamt  einerseits  und  nach  §  123  VwGO  bezüglich  Vollstreckungshindernissen 

gegenüber der Ausländerbehörde andererseits zu konterkarieren.

Im Falle des verhältnismäßig jungen und offenbar gesunden Klägers gibt es allerdings keinerlei Anhalts-

punkte für die Annahme von inlandsbezogenen Vollstreckungshindernissen.

V.

Bezüglich  des  Dublin-Zielstaates  Italien  liegen  nach  Überzeugung des  erkennenden Gerichts  (jedenfalls  

derzeit)  auch keine systemischen Mängel  im Sinne der  dargestellten EuGH-Rechtsprechung (mehr)  vor.  
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Durch Tatsachen bestätigte Gründe dafür, dass der junge und gesunde Kläger im italienischen Asylverfahren 

voraussichtlich im Sinne von Art. 4 GRCh „der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder 

Behandlung unterworfen wird“, lassen sich nicht erkennen. Der Kläger selbst hat solche Gründe aufgrund 

eigener  Erfahrungen  in  Italien  zwischen  seinem  dortigen  Asylerstantrag  wohl  am  27.08.2011  und  der  

Ausreise aus Italien im Frühjahr 2013 im Übrigen auch nicht ansatzweise vorgetragen. Seine Begründung für 

die Weiterreise nach Deutschland war vielmehr, „to try my chance“.

Zur aktuellen Situation in Italien hat insbesondere das Verwaltungsgericht Würzburg in seinem Beschluss 

vom 03.02.2014 - W 6 S 14.30087 - (juris) Folgendes dargelegt:

„Nach  der  Erkenntnislage  ist  nicht  anzunehmen,  dass  das  Asylverfahren  und  die  Aufnahme-
bedingungen in Italien systemische Mängel aufweisen. (…) Dabei ist festzuhalten, dass nicht schon 
jeder  Verstoß  gegen  die  Europäische  Menschenrechtskonvention  oder  jede  Verletzung  eines 
Grundrechts  zur  Bejahung  systemischer  Mängel  führt.  Auch  der  Umstand,  dass  in  Italien  die 
wirtschaftliche Situation oder die medizinische Versorgung für Asylsuchende schlechter sein mag als in 
der Bundesrepublik Deutschland, führt für sich nicht zur Annahme systemischen Mängel oder einer  
allgemeinen unmenschlichen Behandlung (vgl. VG Oldenburg, B.v. 21.1.2014 – 3 B 6802/13 – juris 
mit Bezug auf OVG LSA, B.v. 14.11.2013 – 4 L 44/13).

Das Auswärtige Amt kommt etwa in seiner Stellungnahme vom 21. Januar 2013 an das OVG Sachsen-
Anhalt zu der Einschätzung, dass für Flüchtlinge in Italien landesweit ausreichende staatliche bzw.  
öffentliche  und  karitative  Unterkunftsmöglichkeiten  –  bei  teilweiser  lokaler  Überbelegung  –  zur  
Verfügung stehen, und insbesondere, dass alle Personen, die im Rahmen der Dublin-II-VO nach Italien 
zurückgeführt werden, in eine Unterkunft verteilt werden. Sie werden bei ihrer Ankunft am Flughafen 
empfangen,  erkennungsdienstlich  behandelt,  einer  Questura  zugeteilt,  von  einer  zuständigen 
Hilfsorganisation betreut und über den weiteren Verfahrensablauf unterrichtet (vgl. auch Auskunft des  
Auswärtigen Amtes an das OVG NRW vom 11.09.2013).

Soweit  der  vom Antragstellerbevollmächtigten zitierte  Bericht  der  Schweizerischen Flüchtlingshilfe 
vom  Oktober  2013  erhebliche  Missstände  in  Italien  beschreibt,  ebenso  der  UNHCR  in  einer  
Stellungnahme  an  das  VG  Freiburg  vom  Dezember  2013  (der  daneben  auch  positive  Aspekte  
honoriert), rechtfertigt dies nicht das Vorliegen von systemischen Mängeln, die ernsthafte und durch  
Tatsachen bestätigte Gründe für die Annahme darstellen,  dass der Asylbewerber tatsächlich Gefahr 
läuft,  eine  unmenschlichen  und  erniedrigenden  Behandlung  ausgesetzt  zu  werden  (vgl.  allgemein 
EuGH, U.v.  10.12.2013 – C 394/12 – juris).  Das Gericht  verkennt  nicht  das  Bestehen der  in  den 
vorliegenden  Berichten  dargestellten  Missstände,  auf  die  auch  der  Antragstellerbevollmächtigte 
hingewiesen  hat.  Aber  weder  dem  Bericht  der  Schweizerischen  Flüchtlingshilfe  noch  der 
Stellungnahme  des  UNHCR  noch  sonstigen  Unterlagen  ist  es  zurzeit  im  ausreichenden  Maß  zu  
entnehmen, dass ein systemisches Versagen der Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen vorliegt bzw. 
dass das Asylverfahren und die Bedingungen für die Aufnahme von Asylbewerbern in Italien systemi-
sche Mängel aufweisen. Insbesondere ist zu berücksichtigen, dass der UNHCR weiterhin gerade keine 
generelle  Empfehlung ausgesprochen hat,  Asylsuchende  nicht  nach  Italien  zu  überstellen.  Dies  ist 
deshalb von erheblicher Bedeutung, weil die vom Amt des UNHCR herausgegebenen Dokumente im 
Rahmen der Beurteilung der Funktionsfähigkeit des Asylsystems in dem Mitgliedsstaat, der nach den 
Kriterien der Dublin-II-VO als zuständiger Staat bestimmt wird, angesichts der Rolle, die dem Amt des 
UNHCR durch die Genfer Flüchtlingskonvention übertragen worden ist,  die bei der Auslegung des  
unionsrechtlichen Asylverfahrens zu beachten ist, besonders relevant sind (vgl. EUGH, U.v. 30.5.2013 
– C-528/11 – ABl EU 2013, Nr. C 225 S. 12 – juris). Soweit in Italien Missstände und Notstände  
aufgrund der stark gestiegenen Asylbewerberzahl festgestellt worden sind, sind sie dieser geschuldet  
und stellen als solche für sich keine systemischen Mängel dar. Allein aus dem Umstand, dass andere  
Verwaltungsgerichte  jedenfalls  im Sofortverfahren  zu  anderen  Ergebnissen  kommen,  mag  auf  den 
zugrundeliegenden  Prüfungsmaßstab  zurückzuführen  sein,  belegt  aber  nicht  das  tatsächliche 
Vorhandensein von Mängeln im italienischen System.
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Die vorliegende Einschätzung deckt  sich  mit  der  Entscheidung des  Europäischen Gerichtshofs  für 
Menschenrechte vom 2.  April  2013 (27725/10 – ZAR 2013,  336).  Der Hinweis  des  Antragsteller-
bevollmächtigten  auf  eine  divergierende  Rechtsauffassung  der  5.  Sektion  des  EGMR  und  die 
Befassung  der  Großen  Kammer  des  EGMR  rechtfertigt  zurzeit  keine  andere  Beurteilung.  Die  3.  
Sektion des EGMR hat ihre Rechtsauffassung über die Einschätzung hinsichtlich der Situation von 
Asylsuchenden  in  Italien  mit  einer  Entscheidung  vom 10.  September  2013  ausdrücklich  bestätigt 
(2314/10  –  http://hudoc.echr.coe.int/sites/eng/pages/search.aspx?i=001-127054).  Zudem  ist  auch  in 
dem Zusammenhang zu betonen, dass tatsächlich bestehende Defizite im italienischen Asylsystem auch 
mit  der  Folge,  dass  die  wirtschaftliche,  die  medizinische  und  die  soziale  Versorgung  in  Italien 
schlechter als in der Bundesrepublik Deutschland ist, nicht die Annahme systemischer Mängel oder  
einen  Verstoß  gegen  die  Europäische  Menschenrechtskonvention  rechtfertigen.  Denn  an  einer 
Verletzung der Europäischen Menschenrechtskonvention sind strenge Maßstäbe anzulegen (vgl. auch 
Thym, ZAR 2013, 331). Zudem ist nicht allein auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte bzw. auf die Rechtsauffassung einer einzelnen Sektion abzustellen, sondern die 
gesamten Umstände des Einzelfalls sind zu würdigen.

Das Gericht schließt sich nach alledem dem Teil der Rechtsprechung an, der systemische Mängel in 
Italien verneint und nimmt darauf ergänzend Bezug (vgl. zuletzt VG Oldenburg, B.v. 21.1.2014 – 3 B 
6802/13 -; VG Regensburg, B.v. 18.12.2013 – RN 6 S 13.30720 – juris; VG Saarland, B.v. 6.12.2013 – 
3 L 1989/13 – juris; VG Ansbach, B.v. 26.11.2013 – AN 1 S 13.31045 – juris; VG Trier, B.v. 6.11.2013 
– 5 L 1539/13.TR – juris; OVG Berlin-Bbg, B.v. 17.6.2013 – OVG 7 S 33.13 – juris; a. A. etwa VG 
Gießen, U.v. 25.11.2013 – 1 K 844/11.GI.A – AuAS 2014, 12, jeweils mit weiteren Nachweisen zur  
Rechtsprechung und den dort zitierten Erkenntnisquellen).“

Auch das  erkennende Gericht  schließt  sich dieser  Bewertung des  derzeitigen Asylsystems in Italien an.  

Besonderes Gewicht wird dabei dem Umstand beigemessen, dass UNHCR im Bericht vom Dezember 2013  

(anders  als  im  Falle  Bulgariens,  vgl.  Bericht  vom  02.01.2014  -  http://www.refworld.org/docid/ 

52c598354.html) und bis heute bezüglich Italien aufgrund auch der eigenen Überprüfungen vor Ort keinen 

Überstellungsstopp fordert.

Nach alledem begegnet die Abschiebungsanordnung nach § 34a Abs. 1 AsylVfG keinen Bedenken, denn 

Italien ist, wie ausgeführt, der für die Fortführung des Asylverfahrens des Klägers zuständige Staat.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 154 Abs. 1 VwGO, 83 b AsylVfG.
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